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Bescheid 

Betr.: Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens nach Artikel 29 Abs. 4 GG; 
hier: Entscheidung über den Antrag 

Bezug: Ihr Antrag vom 17. Dezember 1993 

Anlg.: - 2 - 

Sehr geehrter Herr Ludwig, 

den Antrag des Fränkischen Bundes e.V.auf Durchführung eines Volksbegehrens 

nach Artikel 29 Abs. 4 GG in Verbindung mit den §§ 18 if. des Gesetzes über das 

Verfahren bei Volksentscheid, Volksbegehren und Volksbefragung nach Artikel 29 

Abs. 6 des Grundgesetzes (G Artikel 29 Abs. 6) (BGBl. I 1979, S. 1317) lehne ich 

ab. Voraussetzung für die Durchführung eines Volksbegehrens ist nach Artikel 29 

Abs. 4 GG das Vorliegen eines zusammenhängenden, abgegrenzten Siedlungs- und 

Wirtschaftsraums. Diese Voraussetzung ist für den Raum, dessen Ausgliederung 

aus den Ländern Bayern, Baden-Württemberg und Thüringen und Umstrukturierung 

zu einem neuen Bundesland begehrt wird, nicht gegeben. 

Neugliederung des Bundesgebietes 

Die Neugliederung ist ein im Grundgesetz nach Zielsetzung und Verfahren 

ausdrücklich geregeltes Institut und spielt seit Jahrzehnten in der Diskussion 

politischer Themen eine nicht zu übersehende, wenn auch unterschiedlich ge-

wichtige Rolle. 

Das Verhältnis von Bund und Ländern wird wesentlich durch die Gliederung 

des Bundesgebietes in Länder bestimmt. Zwei Gesichtspunkte sind dafür ' 

maßgebend: die Leistungsfähigkeit der Länder hinsichtlich der Lösung ihrer 

Aufgaben und eine gewisse Homogenität in ihrer Größenordnung. Diese Ho-

mogenität war bei den durch die Besatzungsmächte nach 1945 geschaffenen 

- 3 - 



- 3 - 

Ländern nicht gegeben. Der Verfassungsgesetzgeber - der Parlamentarische 

Rat - war sich darüber im klaren. In Artikel 29 GG alter Fassung hatte er des-

halb die Pflicht zur Neugliederung des Bundesgebietes verankert und zu-

gleich die Maßstäbe dafür bestimmt. Grundlage des damals verbindlichen 

Verfassungsauftrags zur Neugliederung (BVerfGE 5, 34, 39; 13, 54, 97) war 

die Ansicht, daß die Neuaufteilung des deutschen Staatsgebietes nach 1945 

ein unbefriedigendes Provisorium war. Nur Bayern, Bremen und Hamburg wa-

ren 1949 in ihren historischen Grenzen erhaltene Einheiten .(s. Bothe in Alter-

nativ-Kommentar zum Grundgesetz, Bd. 2, Art. 29 Rz. 4). 

Die im Herbst 1970 berufene sog. "Ernst-Kommission" legte konkrete, auf gro-

ße leistungsfähige Länder mit im wesentlichen einheitlicher Finanzkraft ge-

richtete Vorschläge für die Neugliederung des Bundesgebietes vor, die aber 

nicht weiter verfolgt wurden, da sie nicht die notwendige Unterstützung in 

Bund und Ländern fanden. Ursächlich hierfür war auch, daß sich seit 1949 die 

konkreten Länder zu Bestandteilen einer gewachsenen politischen Kultur ent-

wickelt hatten (s. z.B. Bothe, AK-GG, Art. 29 Rz. 9). 

Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten hat sich die Problematik 

der inneren Gliederung des Bundesgebietes erneut gestellt. An die Stelle der 

bisherigen elf Bundesländer sind nun 16 getreten. 

Im Rahmen des Wiedervereinigungsprozesses kam es nicht zu einer räumli-

chen Neugliederung gemäß Artikel 29 GG. Der Einigungsvertrag bot aller-

dings den Anstoß für Überlegungen, das Neugliederungsverfahren zu verein-

fachen; diese haben seinerzeit bei den (alten) Ländern keine positive Reso-

nanz gefunden. In Artikel 5 des Einigungsvertrags vom 31. August 1990 emp-

fehlen die Regierungen der beiden Vertragsparteien den gesetzgebenden 

Körperschaften des vereinten Deutschlands, sich innerhalb von zwei Jahren 

mit den im Zusammenhang mit der deutschen Einigung aufgeworfenen Fra-

gen zur Änderung bzw. zur Ergänzung des Grundgesetzes zu befassen. Der 

Prüfauftrag des Artikel 5 des Einigungsvertrags benennt das Bund-Länder-

Verhältnis, und - neben anderen - auch die Möglichkeit einer Neugliederung 

für den Raum Berlin/Brandenburg durch Vereinbarung der beteiligten Länder. 

Im Rahmen der Beratungen der Gemeinsamen Verfassungskommission wur-

de von Vorschlägen für eine grundsätzliche Änderung des Artikels 29 GG ab-

gesehen, nicht zuletzt angesichts der Tatsache, daß sich die neuen Länder in 

einer schwierigen und störanfälligen Aufbau- und Konsolidierungsphase be-

finden. Für den Raum Berlin/Brandenburg wird - außerhalb des Artikels 29 

GG (als Artikel 118a) - die Möglichkeit einer erleichterten Neugliederung vor-
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geschlagen. Der Gesetzentwurf (Bundesrats-Drucksache 886/93, Bundes-

tags-Drucksache 12/6633), durch den die Ergebnisse der Gemeinsamen Ver-

fassungskommission umgesetzt werden sollen - er wurde am 4. Februar 1994 

in erster Lesung im Deutschen Bundestag behandelt -, sieht zusätzlich eine 

Erhöhung der Geringfügigkeitsklausel in Artikel 29 Abs. 7 GG sowie die Er-

gänzung des allgemeinen Neugliederungsverfahrens durch eine staatsver-

tragliche Option in einem neuen Absatz 8 innerhalb des Artikels 29 vor (s. Be-

richt der Gemeinsamen Verfassungskommission gemäß Beschluß des Deut-

schen Bundestages -2 Drucksachen 12/1590, 12/1670 - und Beschluß des 

Bundesrates - Drucksache 741/91 (Beschluß) -, S. 33, 36, 85 if. (Zur Sache 

5/93), Bundestags-Drucksache 12/6000, S. 43); Meyer-Teschendorf, Terri-

toriale Neugliederung nicht nur durch Bundesgesetz, sondern auch durch 

Staatsvertrag-Empfehlungen der Gemeinsamen Verfassungskommission zu 

Art. 29 und 118a GG -, in: Die öffentliche Verwaltung, 1993, S. 889 ff.). Durch 

den neuen Artikel 29 Abs. 8 GG könnten die Länder als unmittelbar Betrof-

fene Neugliederungsmaßnahmen anstoßen. Der Bund soll auch in diesem 

Verfahren weiter mitwirken, weil jede Neugliederung bundesstaatliche Be-

deutung hat und dem Interesse des Staatsganzen dienen soll (s. Bericht, 

a.a.O., S. 88 bzw. BT-Drs. 12/6000, S. 45). 

Generelle Zulässigkeit des Antrags des Fränkischen Bundes e.V. für ein  

Volksbegehren zur Errichtung eines neuen Bundeslandes nach Artikel 29 

Abs. 4 GG  

Der vom Fränkischen Bund e.V. eingebrachte Antrag ist ein Zulassungsantrag 

im Sinne des Artikels 29 Abs. 4 GG, der die Bevölkerung ermächtigt, durch 

Volksbegehren eine Änderung der Landeszugehörigkeit zu initiieren. Arti-

kel 29 Abs. 4 GG eröffnet den Gebietsvölkern eine fortdauernde Möglichkeit, 

den Anstoß zu einer Neugliederungsmaßnahme zu geben, wenn sie in Räu-

men wohnen, die den besonderen sozio-ökonomischen Kriterien des Absat-

zes 4 entsprechen. 

Der Antrag ist nicht bereits deshalb unzulässig, weil für den darin bezeichne-

ten Raum nicht eine Änderung der Landeszugehörigkeit im Sinne einer ein-

heitlichen Zuordnung zu einem bestehenden Bundesland, sondern die Bil-

dung eines neuen Bundeslandes gefordert wird. 
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Der Zweck der 1976 neu geschaffenen Absätze 4 und 5 des Artikels 29 GG 

war und ist es, neben den vom zuständigen Bundesgesetzgeber initiierten 

Neugliederungsmaßnahmen auch der Gebietsbevölkerung in besonderen, 

durch Landesdrenzen durchschnittenen Problemdebieten  die Möglichkeit 

einer Initiative für eine Neugliederungsmaßnahme zu geben (vgl. Evers in 

Kommentar zum Bonner Grundgesetz (BK), Artikel 29 GG, Rdnr. 20; Maunz/ 

Herzog in Maunz-Dürig, Artikel 29 GG, Rdnr. 75). In dem der Änderung des 

Artikels 29 GG im Jahre 1976 vorangegangenen "Ernst-Gutachten" (Sachver-

ständigenkommission für die Neugliederung des Bundesgebietes, Vorschläge 

zur Neugliederung des Bundesgebiets gemäß Artikel 29 des Grundgesetzes, 

Bonn, 1972) wurde die Aufhebung der Durchschneidung bestimmter Ballungs-

räume (z.B. Rhein-Neckar-Raum, die Stadtstaaten Hamburg und Bremen so-

wie das Rhein-Main-Gebiet), also funktional integrierter Räume, durch Lan-

desgrenzen neben der Verkleinerung der Zahl der Länder im Sinne der wirk-

samen Aufgabenerfüllung ais ein besonderes Ziel hervorgehoben (vgl. Be-

richt, Tz. 216). Im Bericht der Ernst-Kommission wird auch Kritik an wirtschaft-

lich unzweckmäßigen Landesgrenzen und der Zuständigkeit mehrer Länder in 

funktional eng verflochtenen Räumen geübt (Tz. 220, 223). Diese Ergebnisse 

führten letztendlich zu einer Neugestaltung des Verfahrens durch Schaffung 

der Sonderregelungen in den Absätzen 4 und 5 des Artikels 29 GG. Nach 

Sinn und Zweck geht es im Rahmen des Artikels 29 Abs. 4 GG primär um die 

einheitliche Zuordnung zu einem bestehenden Bundesland. 

Für grenzüberschreitende Problemgebiete sollte die Lösung nicht die Bildung 

neuer Länder sein, sondern nur jeweils eine einheitliche Zuordnung zu einem 

der beteiligten Länder durch den Bundesgesetzgeber; andernfalls würde die 

Regelung Volksbegehren ermöglichen, um neue Stadtstaaten (jeweils mit Um-

land) zu schaffen, was dem verfassungsändernden Gesetzgeber des Jahres 

1976 angesichts der Vorgeschichte nicht unterstellt werden kann. Auch die in 

Artikel 29 Abs. 4 Satz 1 GG genannte Mindestzahl von einer Million Einwoh-

ner zeigt, daß es nicht primärer Zweck der Regelung ist, Initiativen für die Bil-

dung neuer Länder schon ab einer niedrigen, alien sinnvollen Neugliede-

rungsbemühungen zuwiderlaufenden Einwohnerzahl zu ermöglichen. 

Ungeachtet dieser Überlegungen kann der Wortlaut der Norm (Artikel 29 

Abs. 4 GG) so verstanden werden, daß für die dort genannten Räume auch 

durch Bildung eines neuen Landes "eine einheitliche Landeszugehörigkeit 

herbeigeführt" werden kann (so Evers, a.a.O., Rdnr. 68). Auch nach dem 

Gesamtzusammenhang des neugefaßten Artikels 29 GG steht nicht eindeutig 
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fest, daß der Gesetzgeber innerhalb des Artikels 29 GG die Bildung eines 

neuen Landes durch die Herauslösung von Landesteilen ausschließen wollte. 

Da also der Wortlaut auch eine weitergehende Auslegung ermöglicht, d.h. 

das Begehren euf eine Verselbständigung als neues Land gerichtet sein 

kann, ist der vorliegenden Antrag nicht schon von vornherein unzulässig. 

Bei der Prüfung der Begründetheit des Antrags ist jedoch zu beachten, daß 

der dargelegte Sinn und Zweck des Artikels 29 Abs. 4 beachtet wird (so 

Evers, a.a.O., Rdnr. 68). 

Ill. Konkrete Voraussetzungen für das Zulassungsverfahren ( 18 bis 20, 21  

Abs. 1 G Artikel • 29 Abs. 6)  

1 Der Antrag des Fränkischen Bundes e.V. erfüllt die formellen Voraus-

setzungen für das Zulassungsverfahren. 

1.1 Zulassungsgebiet (§ 20 G Artikel 29 Abs. 6) 

Die Antragsteller haben den Neugliederungsraum hinreichend 

konkret beschrieben. Die Durchführung eines Volksbegehrens 

setzt eine präzise Abgrenzung des Volksbegehrensgebiets vor-

aus. Nach dem Verfahrensgesetz zu Artikel 29 ist es Sache der 

Initiatoren des Volksbegehrens, das Gebiet, für das eine einheit-

liche Landeszugehörigkeit begehrt wird, im Zulassungsantrag 

näher zu umschreiben (§ 20 G Artikel 29 Abs. 6). Diese Voraus-

setzung ist durch die Antragsteller erfüllt worden. Als Antragsge-

biet sind genannt: 

1 a) Bezirk Oberfranken, 

b) Bezirk Mittelfranken, 

c) Bezirk Unterfranken 

jeweils Freistaat Bayern 

2. Main-Tauber-Kreis des Landes Baden-Württemberg; 
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3 Kreis Meiningen, 

b) Kreis Hildburghausen, 

c) Kreis Sonneberg, 

d) Kreis Neuhaus am Rennweg des Landes Thürin-

gen. 

jeweils Land Thüringen. 

Aus den genannten Gebietsteilen soll laut Antrag ein Land Fran-

ken mit einheitlicher Landeszugehörigkeit gebildet werden. 

1.2 Unterstützung des Zulassungsantrags (§ 19 G Artikel 29 Abs. 6) 

Der Antrag auf Durchführung eines Volksbegehrens hat auch die 

von § 19 G Artikel 29 Abs. 6 geforderte hinreichend qualifizierte 

Unterstützung in der Bevölkerung gefunden. Der Antragsteller 

hat am 17. Dezember 1993 8.016 Unterschriften eingereicht. 

Nach Überprüfung der Unterschriften mußten 832 unberücksich-

tigt bleiben, die teilweise aber bereits von den Gemeinden nicht 

anerkannt worden waren. Der Anerkennung der genannten Un-

terschriften stand folgendes entgegen: 

- Minderjährigkeit, d.h. fehlende Wahlberechtigung des Un-

terzeichners, 

- Fehlen der Eigenhändigkeit der Unterschrift (u.a. Unter-

zeichnung "im Auftrag"), 

- kein Wohnsitz im betreffenden Gebiet, 

- Doppeleintragung. 

Die notwendige Mindestzahl von 7.000 ist damit erfüllt. 
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1.3 Zulässigkeit des Antrags gemäß 5 21 Abs. 1 G Artikel 29 Abs. 6 

Der Antrag ist nicht unzulässig gemäß § 21 Abs. 1 G Artikel 29 

Abs. 6 (vgl. § 24 Abs. 4 G Artikel 29 Abs. 6), da keiner der dort 

genannten Tatbestände vorliegt. 

2. Erfordernis eines zusammenhängenden,. abgegrenzten Siedlunqs- und 

Wirtschaftsraumes, dessen Teile in mehreren Ländern liegen (Art. 29  

Abs. 4 GG in Verbindunq mit 5 18 G Artikel 29 Abs. 6)  

Dem Antrag ist dennoch nicht gemäß § 24 Abs. 4 G Artikel 29 Abs. 6 

stattzugeben, weil das Erfordernis eines zusammenhängenden, abge-

grenzten Siedlungs- und Wirtschaftsraumes, dessen Teile in mehreren 

Ländern liegen, nicht gegeben ist. 

2.1 Die Zahl der Einwohner in dem im Antrag genannten Neugliede-

rungsraum lag lt. Angaben des Statistischen Bundesamtes mit 

Stand 31.12.1991 bei insgesamt 4.324.915 und damit deutlich 

über der gemäß Art. 29 Abs. 4 GG, § 18 G Artikel 29 Abs. 6 

erforderlichen Einwohnerzahl von einer Million. Auf den Regie-

rungsbezirk Oberfranken entfallen davon 1.083.962 Einwohner, 

auf den Regierungsbezirk Mittelfranken 1.621.512 und den Re-

gierungsbezirk Unterfranken 1.273.404 (d.h. auf den bayeri-

schen Teil des Neugliederungsraumes insgesamt 3.978.878 Ein-

wohner = 34,31 % der bayerischen Gesamtbevölkerung), auf 

den Main-Tauber-Kreis des Landes Baden-Württemberg 

129.934 Einwohner und auf den Kreis Meiningen 66.831, den 

Kreis Hildburghausen 57.150, den Kreis Sonneberg 56.620 so-

wie auf den Kreis Neuhaus am Rennweg 35.502 Einwohner (d.h. 

auf den thüringischen Teil des Neugliederungsraumes insge-

samt 216.103 Einwohner). 

2.2 Der vom Fränkischen Bund e.V. bezeichnete Raum ist jedoch 

nach eingehender Prüfung der vom Antragsteller dargelegten 

Gesichtspunkte unter Würdigung der eingeholten Stellungnah-

men der betroffenen Bundesländer und der raumordnerischen 
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Stellungnahme des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau-

wesen und Städtebau kein zusammenhängender, abgegrenzter 

Siedlungs- und Wirtschaftsraum im Sinne des Artikels 29 Abs. 4 

GG, dessen Teile in mehreren Ländern liegen. 

2.2.1. Die Auslegung dieses unbestimmten Rechtsbegriffes, der 

vom Grundgesetz nicht näher umschrieben wird, ist im 

Lichte des allgemeinen Leitbildes der Neugliederung nach 

Artikel 29 Abs. 1 GG auszulegen (Evers, a.a.O., Rdnr. 20, 

35, 37, 60 mit weiteren Nachweisen). Dies bedeutet nicht, 

daß die dort genannten Richtbegriffe erfüllt sein müssen, 

sondern nur, daß sie als Entscheidungskriterien mit her-

angezogen werden können. Insbesondere kann die raum-

planerische Kategorie der zentralörtlichen Verflechtungs-

bereiche für die Auslegung des Artikels 29 Abs. 4 GG 

nutzbar gemacht werden. 

Das Erfordernis eines abgegrenzten Siedlungs- und Wirt-

schaftsraumes verweist auf sozio-ökonomische Verflech-

tungsbereiche und hebt dabei die siedlungsstrukturellen 

und ökonomischen Beziehungen innerhalb eines Raumes 

hervor. Leitbild des Artikel 29 Abs. 4 GG sind damit groß-

räumige und/oder dichtbesiedelte Verflechtungsbereiche, 

deren Abgrenzung sich aus der funktionsräumlichen Glie-

derung der Bundesrepublik Deütschland in Teilräume er-

gibt. Entsprechend der Grundentscheidung des Arti-

kels 29 GG in der Fassung von 1976, die die bestehende 

Situation respektiert, sind für die Gangbarkeit des Weges 

des Artikels 29 Abs. 4 GG nicht die Vorgeschichte An-

knüpfungspunkt, sondern die heutigen Siedlungs- und 

Wirtschaftsgrenzen (Maunz/Herzog, a.a.O., Art. 29 GG, 

Rdnr. 72). In deutlicher Steigerung gegenüber den ver-

gleichbaren Richtbegriffen des Abs. 1 des Artikels 29 GG 

(hier insbesondere: "wirtschaftliche Zweckmäßigkeit", "Er-

fordernisse der Raumordnung und Landesplanung") erfor-

dert Abs. 4 mit der Voraussetzung eines zusammenhän-

genden, abgegrenzten Siedlungs- und Wirtschaftsraums, 

dessen Teile in mehreren Ländern liegen, ein erhebliches 

Maß an siedlungsstrukturé Iler und wirtschaftlicher Zusam-

mengehörigkeit des Raumes sowie eine für die Bevölke-
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rung und die Wirtschaft als Problem deutlich spürbare Be-

einträchtigung durch die den Raum zerschneidenden Lan-

desgrenzen. Das Problem der in Artikel 29 Abs. 4 GG 

vorausgesetzten Räume (Evers, a.a.O., Rdnr. 20: "beson-

dere Problemgebiete") muß gerade in der Zerschneidung 

eines siedlungsstrukturellen und wirtschaftlich funktional 

zusammengehörigen Raums durch Landesgrenzen in 

mehrere Teilen liegen. Diese einzelnen Teile müssen ih-

rerseits wieder Teilgewicht erreichen, da Absatz 4 ein be-

stimmtes Mali an Beeinträchtigung der wirtschaftlichen 

Zweckmäßigkeit und Leistungsfähigkeit durch die beste-

hende Grenze voraussetzt (vgl. Evers, a.a.O., Rdnr. 62; 

von Münch, Grundgesetz-Kommentar, Bd. 2, Art. 29, 

Rdnr. 49). In der Begründung zu § 18 G Artikel 29 Abs. 6 

(BT-Drs. 8/1646) heißt es denn auch, daß es sich um 

einen "großräumigen Verflechtungsraum mit oberzentra-

len Funktionen im Sinne der in Raumordnung und Lan-

desplanung entwickelten Begriffe handeln muß". Aus-

drücklich wird hervorgehoben, daß nur dann die Kriterien, 

die Artikel 29 Abs. 1 GG für Größe und Leistungsfähigkeit 

von Ländern gibt, verwirklicht sind. 

Als ein maßgebliches Kriterium für die Abgrenzung eines 

Siedlungs- und Wirtschaftsraumes gelten in der Raumord-

nung in Wissenschaft und Praxis die sog. "Pendlerver-

flechtungen". Sind die Verflechtungen über die Grenze 

eines Gebietes hinaus sehr hoch, ist die Annahme eines 

abgegrenzten Siedlungs- und Wirtschaftsraums zu vernei-

nen. 

Bei dem Volksbegehrensgebiet nach Artikel 29 Abs. 4 GG 

muß es sich also um große grenzüberschreitende Bal-

lungsräume handeln, die sozio-ökonomische Verflech-

tungsbereiche bilden, die durch unterschiedliche Landes-

zugehörigkeit beeinträchtigt werden. Danach kommen in 

Betracht zentralörtliche Verflechtungsbereiche der höhe-

ren Stufe, also Oberzentren und die ihnen zugeordneten 

Einzugsbereiche. Ob den Anforderungen des Artikels 29 

Abs. 4 GG auch genügt ist, wenn mehrere oberzentrale 

Verflechtungsbereiche zusammen in Betracht kommen 



können, weil zwischen ihnen interregionale Beziehungen 

bestehen, die den Gesamtraum gegenüber dem Umland 

abheben, wie dies etwa bei einer polyzentralen Struktur 

der Fall sein könnte (so wohl Evers, a.a.O., Rdnr. 61), 

kann letztlich dahinstehen, da im vorliegenden Fall auch 

diese weniger weitgehenden Voraussetzungen nicht er-

füllt sind. Artikel 29 Abs. 4 GG ist nur in dicht besiedelten 

oberzentralen Verflechtungsbereichen mit der genannten 

Mindesteinwohnerzahl anwendbar, also in sog. großen, 

grenzüberschreitenden Ballungsräumen (vgl. hierzu auch 

Maunz/Herzog, ebd., Rdnr. 73; Bothe, AK-GG, Art. 29 

Rz. 16). Als zusammenhängend ist ein solcher Raum an-

zusehen - und auch nur dann -, wenn er (mindestens) 

eine zusammenhängende äußere Begrenzung hat (vgl. 

Begründung zu § 18 G Artikel 29 Abs. 6, a.a.O.). 

Hierbei ist auch zu berücksichtigen, daß eine Abgrenzung 

zu den Neugliederungsfälten durch Bundesgesetz des Ar-

tikels 29 Abs. 1, 2, 3 GG, die weit höhere Anforderungen 

stellen, möglich sein muß. Würde man diese Konstellation 

zulassen, so sind an die Intensität und Besonderheit sol-

cher "interregionalen Beziehungen" gegenüber den Be-

ziehungen zu anderen Räumen und Zentren sowie an die 

Abgegrenztheit des Gesamtraumes in siedlungsstruk-

tureller und in wirtschaftlicher Hinsicht bei der Geltendma-

chung der Zusammengehörigkeit mehrerer oberzentraler 

Verflechtungsbereiche die tatsächlichen Anforderungen 

derart hoch zu stellen, daß eine Abgrenzung zu dem all-

gemeinen Neugliederungsverfahren, das nicht durch ein 

Volksbegehren ermöglicht werden kann, noch möglich ist. 

2.2.2. Bei Anwendung der oben entwickelten Kriterien auf den 

im Antrag als Land Franken bezeichneten Raum kann 

nicht festgestellt werden, daß die Voraussetzungen des 

Artikels 29 Abs. 4 GG erfüllt sind. 

Die Zusammengehörigkeit dieses Raumes kann im we-

sentlichen nur als landsmannschaftliche Verbundenheit in 
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Verbindung mit geschichtlichen und kulturellen Zusam-

menhängen geltend gemacht werden (s. auch Ausführun-

gen des Antragstellers). Diese wären zwar bei allgemei-

nen Neugliederungsüberlëgungen nach Abs. 1 des Arti-

kels 29 GG zu berücksichtigen, reichen aber für die be-

sonderen Voraussetzungen eines Volksbegehrens nach 

Absatz 4 nicht aus. 

Die Prüfung des Antrags führt gerade nicht zu dem Ergeb-

nis, daß es sich um einen zusammenhängenden, abge-

grenzten Siedlungs- und Wirtschaftsraum handelt, dessen 

Teile in mehreren Ländern liegen. Dies wird nachstehend 

im einzelnen für die in Anspruch genommenen Teile der 

Länder Baden-Württemberg, Bayern und Thüringen dar-

gestellt. Die im Antrag genannten Gebiete bilden keinen 

großräumigen hinreichend gegenüber angrenzenden Ge-

bieten abgegrenzten Ballungsraum mit hinreichend inten-

siver sozio-ökonomischer Verflechtung, der aus der Auf-

spaltung in mehrere Länder gelöst und zu einem gemein-

samen Bundesland zusammengefaßt werden sollfe. Bei 

der Prüfung konnten die dafür erforderlichen siedlungs-

strukturellen und ökonomischen Verflechtungen sowie der 

erforderliche innere Zusammenhang dieser Gebiete nicht 

festgestellt werden. Es kann auch nicht festgestellt wer-

den, daß durch die Zugehörigkeit des beantragten Neu-

gliederungsraumes zu drei Bundesländern Probleme ent-

standen sind, die nur durch die Herstellung einer einheitli-

chen (neuen) Landeszugehörigkeit gelöst werden können. 

Zudem entspricht die Herauslösung eines großen Teils 

eines Landes aus einem bestehenden Bundesland nicht 

der Zielvorgabe des Artikels 29 Abs. 4 GG (Zusammen-

führung eines zusammenhängenden, abgegrenzten Sied-

lungs- und Wirtschaftsraumes, dessen Teile in mehreren 

Ländern liegen). 

Das Land Franken, wie es in dem Antrag beschrieben ist, 

weist eine polyzentral charakterisierte Raum- und Sied-

lungsstruktur auf. Erkennbar ist auch eine teilweise Ober-

lagerung der Verflechtungsbereiche der zentralen Orte 

unterschiedlicher Hierarchiestufen. 

-13-
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Es genügt im Sinne des von Artikel 29 Abs. 4 GG 

geforderten Raumes nicht, daß durchaus ausgeprägte 

Verflechtungen zwischen dem baden-württembergischen 

Main-Tauber-Kreis und dem Regierungsbezirk 

Unterfranken bestehen: 

Der Main-Tauber-Kreis kann mit dem weitaus überwie-

genden Teil seiner Fläche der eigenständigen naturräum-

lichen Einheit Tauberland zugeordnet werden. Er ist durch 

eine ausgesprochen dünne Besiedlung geprägt, durch-

setzt von Mittelstädten entlang der Flußachse. Hierin bil-

det sich die relative Verkehrsferne zu den Wirtschaftszen-

tren ab. Überregionale Verkehrslinien sind die Eisenbahn 

und Autobahn, die die Anbindung an die Oberzentren 

Heilbronn und Würzburg bilden. Die wirtschaftlichen Ver-

flechtungen des Main-Tauber-Kreises mit seinen angren-

zenden Gebieten werden durch die zentralörtliche Gliede-

rung und die Pendlerbeziehungen besonders zum Aus-

druck gebracht. 

Seit der 1973 in Kraft getretenen Kreisreform ist der neu-

gebildete Maih-Tauber-Kreis in Baden-Württemberg der 

Region Franken und damit planungspolitisch dem Ober-

. zentrum Heilbronn zugeordnet. Gestützt wurde diese Zu-

ordnung von den landespolitischen Absichten und regio-

nalplanerischen Zielsetzungen, diesen Landkreis trotz 

seiner peripheren Lage stets als Baustein fest in der Re-

gion zu verankern bzw durch strukturpolitische Maßnah-

men in die Region zu integrieren. Durch den Ausbau der 

Verkehrsinfrastruktur, z.B. den Bau der Autobahn Heil-

bronn-Würzburg, konnten auf diesem Sektor spürbare 

Fortschritte erzielt werden. Die Versorgungsbeziehungen 

der Bevölkerung tendieren allerdings durch die Nähe 

Würzburgs stark dorthin; bei Einkaufsverflechtungen sind 

Verwaltungsgrenzen und -zuordnungen nicht wirksam. 

Dank seiner im wesentlichen im Taubertal entwickelten 

Zentren ist der Main-Tauber-Kreis ein eigenständiger Ar-

beitsmarkt mit einem geringen Einpendlerüberschuß. Im 

Zuge der Abgrenzung der Fördergebietskulisse im Rah-

men der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe "Verbesse-

- 14 - 
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rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" wurden auf der 

Basis eines Gutachtens (Juni 1990) "Arbeitsmarktregio-

nen" als einschlägige Raumkategorien abgegrenzt. Basis 

hierfür waren eine Erreichbarkeitsanalyse und die Pend-

lerbeziehungen. Der hier in Frage stehende Main-Tauber-

Kreis wurde als eigenständige Arbeitsmarktregion aus-

gewiesen. 

Relativ geringe wechselseitige Verflechtungen bestehen 

zwischen dem Main-Tauber-Kreis und dem übrigen Re-

gionsgebiet. Dagegen sind die Pendlerströme nach Bay-

ern mit rund 2.500 Auspendlern doppelt so hoch bzw. aus 

Bayern mit rund 3.300 Einpendlern dreimal so hoch wie 

diejenigen in die Ziel-bzw..aus den Herkunftsgebieten in 

Baden-Württemberg. Von den Auspendlern nach Bayern 

steuern allein mehr als 1.200, also etwa die Hälfte, das 

Oberzentrum Würzburg an. Ähnlich verhält es sich bei 

den Einpendlern in umgekehrter Richtung. 

Innerhalb Baden-Württembergs bzw. der baden-württem-

bergischen Region Franken ist der Main-Tauber-Kreis ein 

sozio-ökonomisch recht eigenständiges Gebiet. Dies wird 

vor allem durch die beschriebenen Pendlerströme augen-

fällig nachvollziehbar. Die engen Beziehungen zum Würz-

burger Raum sind demnach entfernungsbedingt und in je-

dem ähnlich gelagerten Fall zu finden, selbst bei Bezie-

hungen über Staatsgrenzen hinweg (z.B. Raum Basel, 

Konstanz). 

Den durchaus bestehenden naturräumlichen, siedlungs-

und wirtschaftsstrukturellen Gemeinsamkeiten sowie 

räumlichen Verflechtungen mit den jenseits der Landes-

grenze liegenden fränkischen Gebieten des Freistaats 

Bayern steht die lange Zugehörigkeit dieses Gebiets zu 

Baden und Württemberg bzw. zu Baden-Württemberg ge-

genüber. Wirtschafts- und landesentwicklungspolitisch ist 

der Main-Tauber-Kreis voll in das Land Baden-Württem-

berg integriert. Seit Bestehen der Region Franken in Ba-

den-Württemberg sind die Bindungen an die übrigen Re-

gionsteile und das Land durch landes- und regionalpoli-

tische Aktivitäten noch gewachsen. 
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Bei einer Umgliederung der Region Franken in ein neues 

Bundesland Franken würden diese Beziehungen ohne 

Not zerrissen und eine kontinuierliche Entwicklung abrupt 

beendet. Die vom Antragsteller gewünschte Umorientie-

rung des Main-Tauber-Kreises auf das neue Bundesland 

würde - wenn überhaupt - nur allmählich wirksam werden. 

Vielmehr wäre zu erwarten, daß die bestehende Integra-

tion des Main-Tauber-Kreises in das Land Baden-Würt-

temberg bei Umgliederung in ein Bundesland Franken 

von einer Randlagensituation abgelöst würde, wie sie in 

der gegenwärtigen Situation als überwunden angesehen 

werden kann. 

Der Wechsel in ein anderes Bundesland brächte dem-

nach für die Bewohner des Main-Tauber-Kreises und sei-

ne Entwicklung keine Vorteile, weil die notwendigen und 

sinnvollen Verflechtungen mit Würzburg und seinem Um-

land auch über die Verwaltungsgrenzen hinweg bereits 

derzeit uneingeschränkt möglich sind. 

Der Main-Tauber-Kreis würde als peripheres Anhängsel 

in einem bis nach Thüringen und an die tschechische 

Grenze reichenden neuen Staatsgebilde aufgehen, zu 

dem er - abgesehen vom eng begrenzten Würzburger 

Raum - keine Bindungen hätte. 

Somit ist für den Main-Tauber-Kreis die Zugehörigkeit zu 

einem für die Durchführung eines Volksbegehrens vor-

ausgesetzten zusammenhängenden, abgegrenzten Sied-

lungs- und Wirtschaftsraum für ein Bundesland Franken 

zu verneinen. 

Auch ausgehend von denjenigen Bereichen des Volksbe-

gehrensgebietes, die im Bundesland Bayern liegen, ist die 

Voraussetzung eines zusammenhängenden, abgegrenz-

ten Siedlungs- und Wirtschaftsraumes, dessen Teile in 

mehreren Ländern liegen, nicht gegeben: 

Hier bestehen zwar - wie angeführt - Verflechtungen zwi-

schen dem baden-württembergischen Main-Tauber-Kreis 
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und dem Regierungsbezirk Unterfranken des Landes 

Bayern sowie den in das Volksbegehrensgebiet einbe-

zogenen südthüringischen Landkreisen und dem fränki-

schen Grenzraum; letztgenannte Beziehungen sind je-

doch durch eine gewisse Einseitigkeit in Richtung Fran-

ken gekennzeichnet. Auch deckt sich der Umfang des 

Volksbegehrensgebiets in weiten Teilen mit den Grenzen 

der bestehenden Regionen gemäß Artikel 13 Abs. 2 Nr. 1 

des Bayerischen Landesplanungsgesetzes und initiiert 

damit nach außen einen gewissen strukturellen Zusam-

menhang. Die innere Struktur des Gebietes ist hingegen 

aufgrund ihrer Polyzentralität durch einen stark teilräumig 

geprägten Charakter gekennzeichnet. Hinzu kommt eine 

relativ ausgeprägte Eigenständigkeit der Teilräume, die 

auf einer stark interregionalen Ausrichtung auf das jewei-

lige Oberzentrum (Würzburg oder Nürnberg) beruht. 

Eine besondere interregionale Beziehung zwischen den 

oberzentralen Verflechtungsbereichen besteht in dem be-

treffenden Raum nicht. Zwar sind in den Grenzbereichen 

der Verflechtungsbereiche Überlappungen erkennbar, 

diese erreichen jedoch nicht annähernd die Bedeutung, 

welche das Volksbegehrensgebiet als einen zusammen-

hängenden, abgegrenzten Siedlungs- und Wirtschafts-

raum aus dem Gesamtraum Bundesrepublik Deutschland 

hervorzuheben vermöchte. 

Der Rückgriff auf landsmannschaftliche, geschichtliche 

oder kulturelle Verbindungen vermag das grundsätzliche 

Erfordernis des Artikels 29 Abs. 4 GG nicht zu verdrän-

gen. Ausschlaggebend sind die strukturellen Aspekte. 

Das Bestehen von Verflechtungen sozio-ökonomischer 

Art reicht nicht aus, vielmehr bedarf es eines großräumi-

gen Verfechtungsbereichs, dessen Abgrenzung sich aus 

der funktionsräumlichen Gliederung der Bundesrepublik 

Deutschland ergibt, d.h. aus deren gegebener oder ange-

strebter Aufteilung nach in sich ausgewogenen, einheitli-

chen Lebens- und Wirtschaftsräumen. Landsmannschaft-

liche Gesichtspunkte können dies nicht relativieren; ihre 

Überprüfung spielt im Rahmen der Zulassung eines 

Volksbegehrens gemäß Artikel 29 Abs. 4 GG keine Rolle. 
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Sie wären gegebenenfalls in den einem erfolgreichen 

Volksbegehren nachfolgenden Verfahrensabschnitten bei 

der Prüfung durch den Bundesgesetzgeber zu berück-

sichtigen. Dabei müßte dann aber auch z.B. darauf einge-

gangen werden, daß der Neugliederungsraum im baden-

württembergischen Bereich lediglich den Main-Tauber-

Kreis, nicht jedoch das gesamt Gebiet des Regionalver-

bandes Franken (vgl. § 22 Abs. 1 Nr. 2 des baden-würt-

tembergischen Landesplanungsgesetzes) umfaßt. 

Deutlich wird der fehlende Zusammenhang im Sinne des 

Artikels 29 Abs. 4 GG auch an den in das Volksbegeh-

rensgeblet einbezogenen Landkreisen von Thüringen. Es 

kann weder von einem industriellen Ballungsraum dieser 

Thüringer Landkreise zusammen mit den aufgeführten 

bayerischen Regierungsbezirken und Teilen Baden-Würt-

tembergs ausgegangen werden noch bestehen zwischen 

den thüringer und bayerischen Landesteilen "interregio-

nale Beziehungen", "die den Gesamtraum gegenüber 

dem Umland abheben" im Sinne von "zentralörtlichen Ver-

flechtungsbereichen der höheren Stufe" (Maunz/Herzog, 

a.a.O., Rdnr. 61). Industrielle Schwerpunkte dieses Ge-

samtraumes liegen lediglich im Großraum Nürnberg/Er-

langen/Fürth. 

Im Sinne der Raumordnung und Landesplanung erfüllen 

Meiningen, Hildburghausen und Sonneberg lediglich mit-

telzentrale Funktionen. Alle darüber hinausgehenden Ver-

sorgungsfunktionen werden durch das teilfunktionale 

Oberzentrum Suhl-Zella/Mehlis bzw. das Oberzentrum Er-

furt ausgefüllt. 

Aufgrund des Entwicklungsstandes der südthüringer Wirt-

schaft ist bis auf wenige Ausnahmen die Orientierung auf 

den regional begrenzten Raum Südthüringen (teilweise 

auch Ost- und Mittelthüringen) gegeben. Eine Orientie-

rung nach Süden wurde bis 1989 durch die innerdeutsche 

Grenze verhindert und entwickelt sich wegen des vorhan-

denen Gefälles zur fränkischen Wirtschaft im Freistaat 

Bayern nur sehr langsam. Artikel 29 Abs. 4 GG setzt je-

doch einen bereits bestehenden zusammenhängenden, 

abgegrenzten Siedlungs- und Wirtschaftsraum voraus. 
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Deutlich wird die fehlende Abgrenzbarkeit der im Zulas-

sungsantrag benannten Kreise ebenfalls, wenn die Ergeb-

nisse der Gebietsreform in Thüringen, die zum 1. Juli 

1994 wirksam wird, berücksichtigt werden. Die Verflech-

tung der genannten Landkreise 'zu anderen Thüringer 

Landkreisen hat dazu geführt, daß der neue Landkreis 

Meiningen nach der Gebietsreform um den Landkreis 

Schmalkalden sowie Teile des Landkreises Suhl erweitert 

wurde. Auch Hildburghausen wurde um Teile des Land-

kreis Suhls erweitert; der Landkreis Neuhaus a.R., der als 

"Kunstkreis" von der DDR erst nach 1952 geschaffen wur-

de, wird wieder aufgelöst und dem Landkreis Saalfeld und 

dem Landkreis Sonneberg zugeschlagen. Auch diese Re-

form macht deutlich, daß eine Verflechtung derart wie sie 

Artikel 29 Abs. 4 GG fordert, im Hinblick auf die Thüringi-

schen Landkreise nicht besteht. 

Aus der laufenden Raumbeobachtung der Bundesfor-

schungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (vgl. 

Tabelle der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 

und Raumordnung im Anhang) läßt sich der Schluß zie-

hen, daß die Pendlerverflechtungen in den meisten Ge-

bietsteilen über die "Außengrenzen" des genannten Ge-

bietes (Neugliederungsraum) sehr hoch sind (Ein- und 

Auspendler), also kein abgegrenzter Siedlungs- und Wirt-

schaftsraum besteht. Diese Aussage wird dadurch ver-

deutlicht, daß beispielsweise die Zahl der Auspendler aus 

Teilen des Bezirks Unterfranken (Region Bayerischer Un-

termain) in die Region Untermain (Großraum Frankfurt/ 

Hessen) wesentlich höher ist als mit anderen fränkischen 

Regionen. Das Prüfungsergebnis wird auch durch den 

Raumordnungsbericht der Bundesregierung von 1993 be-

kräftigt. Aus der Karte (Anlage) 3.2 geht deutlich hervor, 

daß die Verflechtungen des genannten Gebietes mit an-

deren Bezirken Bayerns (Oberbayern, Oberpfalz) sowie 

mit dem Großraum Frankfurt sehr ausgeprägt sind. Inso-

fern zeigt auch die Karte des Raumordnungsberichts, daß 

es sich bei dem genannten Gebiet nicht um einen zusam-

menhängenden abgegrenzten Siedlungs- und Wirt-

schaftsraum handelt.-
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Dem im Antrag genannten Neugliederungsraum fehlt es 

zudem nach den vorangegangenen Ausführungen auch 

an der erforderlichen zusammenhängenden äußeren Be-

grenzung. 

IV. Ergebnis 

Dem Antrag des Fränkischen Bundes e.V. auf Zulassung eines Volksbegeh-

rens zur Gründung eines Bundeslandes Franken kann deshalb nicht stattge-

geben werden. Das Begehren des Fränkischen Bundes e.V. ist nicht auf die 

Lösung des in Artikel 29 Abs. 4 GG geregelten Sonderproblems (Landeszu-

gehörigkeit eines von Landesgrenzen zerschnittenen zusammengehörigen 

Verflechtungsbereichs) gerichtet, sondern auf die Abtrennung eines beträcht-

lichen Teils des Freistaats Bayern mit bislang einheitlicher Landeszugehörig-

keit unter Hinzunahme kleinerer in Nachbarländern liegender, aber nicht 

überzeugend abgegrenzter weiterer Teilräume. 

Den Landesregierungen war gemäß § 24 Abs. 1 S. 2 G Artikel 29 Abs 6 Ge-

legenheit zur Stellungnahme gegeben; ihre Stellungnahmen haben Eingang 

in diesen Bescheid gefunden. 

Rechtsmittelbelehrung  

Gegen diesen Bescheid kann der Antragsteller innerhalb eines Monats nach 

Zustellung der Entscheidung Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 

einlegen (vgl. § 24 Abs. 5 G Artikel 29 Abs. 6). 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

(-CI•14U12.5.-

Laitenberer 
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Pressemitteilung 

Gemäß § 24 des Gesetzes über das Verfahren bei Volksentscheid, Volksbegehren 

und Volksbefragung nach Art. 29 Abs. 6 des Grundgesetzes vom 30. Juli 1979 hat 

das Bundesministerium des Innern nunmehr über den am 17. Dezember 1993 einge-

reichten Antrag des Fränkischen Bundes e.V. zur Errichtung eines Bundeslandes 

Franken innerhalb von drei Monaten entschieden. Die Prüfung hat zu einerAbleh-

nung des Antrags geführt, weil die in Art. 29 Abs. 4 des Grundgesetzes genannte 

Voraussetzung eines "zusammemnhängenden, abgegrenzten Siedlungs- und Wirt-

schaftsraum[es], dessen Teile in mehreren Ländern liegen" nicht erfüllt ist. Wie ge-

setzlich vorgesehen (§ 24 Abs. 1 des genannten Gesetzes) hatten die Regierungen 

der betroffenen Länder Baden-Württemberg, Bayern und Thüringen Gelegenheit zur 

Äußerung innerhalb eines Monats. Ihre Stellungnahmen haben Eingang in den Be-

scheid gefunden. 
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Tabelle 1: Zielgebiete von Auspendlern der Raumordnungsregionen 

von Ober-, Mittel- und Unterfranken 

(einschließlich des Main-Tauber-Kreises) 

Herkunftsre-
gion der Aus - 
pendler  

Anzahl der Auspendler 
nach den Zielgebieten 

Andere Raumordnungs-
regionen innerhalb 
des genannten Ge-
bietes 

Raumordnungs-
regionen außer-
halb des ge-
nannten Gebietes 

Anzahl der 
Auspendler 
gesamt 

Franken 

Bayer. Untermain 

Würzburg 

Main-Rhön 

Oberfranken-West 

Oberfranken-Ost 

Mittelfranken 

Westmittelfranken 

2.332 

1.677 

7.256 

7.284 

2.880 

3.249 

3.443 

15.371 

15.587 

16.233 

652 

568 

11 

1.388 

1.338 

1.490 

17.919 

17.910 

7.908 

7.852 

2.891 

4.637 

4.781 

16.861 

Surame 43.492 37.267 80.759 

Quelle: Laufende Raumbeobachtung der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 

und Raumordnung- (BfER) 



Tabelle 2: Herkunftsgebiete von Einpendlern in die Raumordnungs-

regionen von Ober-, Mittel- und Unterfranken 

(einschließlich des Main-Tauber-Kreises) 

Zielregion 
der Einpendler 

Anzahl der Einpendler 
aus 

anderen Raumordnungs-
regionen innerhalb 
des genannten Ge-
bietes 

Raumordnungs-
regionen außer-
halb des ge-
nannten Gebietes 

Anzahl der 
Einpendler 
gesamt 

Franken 

Bayer. Untermain 

Würzburg 

Main-Rhön 

Oberfranken-West 

Oberfranken-Ost 

Mittelfranken 

Westmittelfranken 

3.438 

1.576 

6.822 

3.976 

6.371 

2.092 

37.726 

4.096 

9.221 

3.042 

166 

246 

4.832 

15.391 

581 

12.659 

4.618 

6.988 

4.222 

6.371 

6.924 

53.117 

4.677 

Summe 66.097 33.479 99.576 

Quelle: Laufende Raumbeobachtung der Bundesforschungsanstalt 

für Landeskunde und Raumordnung 03124 
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Karte 3.2 Pendlerelnzugsbereiche der Verdlchtungsräume 

Pendler in die Verdichtungsräume 
in v.H. der Auspendler 

keine Pendler 

bis unter 30 

30 bis unter 50 

60 bis unter 76 

76 und mehr 

Verdichtungsraum 

rä 

PKW-Reisezeit von jeder 
Gemeinde zum nächsten 

Verdichtungsraumkern, in Minuten 

bis 30 

bis 60 

bis 90 Be!gien 

Anm.: FUr die neuen Lender 

liegen keine Angeben Liber 

die Pendelverflechtungen vor 

Quelle: Laufende 
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